 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7105389/2016

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Maria Grohe in der Beschwerdesache

rEABfL*HR* *EXBf1-Adr***, betreffend Beschwerde vom 1. April 2016 gegen die Bescheide des

Finanzamtes Bruck Eisenstadt Oberwart vom 15. Marz 2016 betreffend Korperschaftsteuer
2015 und Umsatzsteuer 2015, Steuernummer ***BF1StNr1*** beschlossen:

l. Das Beschwerdeverfahren wird eingestellt.

Il. Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.
133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Begriindung

A. Sachverhalt

Bei der damaligen (bereits in Konkurs befindlichen) Beschwerdefihrerin (Bf.) fand im Janner
2016 eine AuBenpriifung betreffend Umsatzsteuer fiir den Zeitraum 01-11/2015 statt, in
deren Zuge das Finanzamt die folgenden Feststellungen traf:

TZ. 1 Allgemeine Feststellungen
Die ***Bf1*** wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 19. 12. 2014 errichtet.

Ab 1.1.2015 war die GmbH Betreiberin der Gaststatte“***x***“ in ***xy*** Der schriftliche
Pachtvertrag wurde im Marz 2015 unterfertigt.
Am 28.10. 2015 wurde eine AuRenprifung gem. § 147 BAO fir den Zeitraum 1-7/2015 beim
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damaligen steuerlichen Vertreter der GmbH begonnen.

Nach dem Ersuchen an den steuerlichen Vertreter zur Aufklarung von nicht nachvollziehbar
geringen Rohaufschlagen wurde in der Folge eine an die Staatsanwaltschaft Eisenstadt
gerichtete Sachverhaltsdarstellung mit Datum 18.11.2015 Gbermittelt: In dieser
Sachverhaltsdarstellung werden unrichtige ,,Abrechnungen” von ***3*** (Kellner und
gewerberechtlicher Geschaftsfihrer ) und ***4*** (Kellner und 10 %- Gesellschafter der
***Bf1***) als Fihrer des Lokals angegeben. Weiters angefiihrt ist die fristlose Entlassung
dieser beiden Personen.

Mit Datum 11.11.2015 erfolgte die Auflésung des Pachtvertrages.

Mit Datum 28.12.2015 erfolgte die Er6ffnung eines Konkursverfahrens liber das Vermdgen der

TZ.2 Schatzung gem. § 184 BAO

Im Zuge der gegenstandlichen AuRenprifung wurde festgestellt, dass das Verhaltnis von
Wareneinkauf und Warenerlds nicht den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechen kann.

Die Besteuerungsgrundlagen wurden daher im Wege der Schatzung gem. § 184 BAO ermittelt
und aufgrund der durch den Prifer durchgefihrten Kalkulation — ausgehend vom verbuchten
WEK - die Bemessungsgrundlagen dahingehend ermittelt, dass die Erlése/20 % laut Bp

€ 194.330,11 betrugen. Die Erl6se/10 % wurden auf den Gesamtzeitraum 1.1.-10.11. mit

€ 3.067,58 hochgerechnet.

TZ.3 Vorsteuer

Da die offenen Lieferverbindlichkeiten per 31.8.2015 It. Saldenliste € 35.863,18 betrugen,
erfolgte in Anlehnung eine Kiirzung um den Betrag von € 7.000,00, sodass die Vorsteuern laut
Bp nur € 6.681,91 betrugen.

Unter Zugrundelegung dieser abgabenbehdrdlichen Prifungsfeststellungen erlie das
Finanzamt gegeniiber der Bf. am 15. Madrz 2016 einen Umsatzsteuerbescheid, in dem die
Umsatzsteuer fiir 2015 mit € 32.490,87 festgesetzt wurde.

Im Korperschaftsteuerbescheid vom 15. Marz 2016 erfolgte ausgehend von den im Zuge der
Prifung ermittelten Umstadnde die Schatzung der Besteuerungsgrundlagen und resultierten
hieraus Einklinfte aus Gewerbebetrieb iHv € 15.342,27. Die Kérperschaftsteuer fiir 2015 wurde
dementsprechend mit € 3.836,00 festgesetzt.

Gegen diese Bescheide richtet sich die von der Masseverwalterin im Insolvenzverfahren der Bf.
am 1. April 2016 eingebrachte Beschwerde, in der diese im Wesentlichen einwendet, dass die
zugeschatzten Umsatze nicht der GmbH zuzurechnen seien. Diese wiirden rechtswidrige und
geschaftsschadigende auBerbetriebliche Umséatze der ehemaligen Mitarbeiter darstellen und

seien diesen zuzurechnen.
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Gegen die abweisenden Beschwerdevorentscheidungen betreffend Umsatz- und
Korperschaftsteuer 2015 vom 15.06.2016 wurde schlieRlich nach Konkursaufhebung (mit
Beschluss des LG Eisenstadt vom 20.06.2016) am 19.07.2016 durch den rechtsfreundlichen
Vertreter der Bf. ein Vorlageantrag eingebracht.

Die Beschwerdevorlage an das Bundesfinanzgericht erfolgte mit Vorlagebericht
vom 27.10.2016.

Aus dem aktuellen Firmenbuchauszug FN ***GZ*** (Fa. ***Bf1***) geht folgendes hervor:

Mit Beschluss des Landesgericht Eisenstadt vom 28. Dezember 2015 wurde iber das Vermdgen
der Bf. das Insolvenzverfahren eréffnet.

Am 20. Juni 2016 hob das Gericht den Konkurs mangels Vermogens gemall § 123a
Insolvenzordnung (10) auf.

Am 30. April 2022 erfolgte die amtswegige Loschung der Firma gemal § 40 FBG infolge
Vermogenslosigkeit.

Auf dem Abgabenkonto der geléschten GmbH haftet ein falliger Riickstand von EUR 31.293,37
aus. Daneben ist ein Betrag von EUR 3.836,00 ausgesetzt.

B. Rechtliche Ausfiihrungen

B/1. Die Loschung einer im Firmenbuch eingetragenen juristischen Person hat bloR
deklarativen Charakter (VWGH 17.5.2004, 2003/17/0134) und beendet die Rechtsfahigkeit
nicht, solange Vermogen vorhanden ist (OGH 24.3.1987, 2 Ob 610/86) und Rechtsverhaltnisse
zu Dritten nicht vollstandig abgewickelt sind (siehe Ritz, BAO>, § 79, Tz 11; VWGH

21.9.2005, 2001/13/0059; 11.11.2009, 2006/13/0187; 22.11.2012, 2010/15/0026). An eine im
Firmenbuch bereits geléschte GmbH gerichtete Bescheide kénnen bis zur Vollbeendigung der
aufgelosten Gesellschaft grundsatzlich rechtswirksam ergehen, wobei die aufgeléste GmbH
einen gesetzlichen oder gewillkirten Vertreter benétigt (VWGH 28.6.2007, 2006/16/0220).

Mit der nur deklarativ wirkenden Loschung der Gesellschaft im Firmenbuch ist nach der
Rechtsprechung des OGH konstitutiv der Wegfall der organschaftlichen Vertretung der
Gesellschaft verbunden (OGH 20.5.1999, 6 Ob 330/98t; 28.6.2007, 3 Ob 113/07z), sodass in
diesem Fall an eine im Firmenbuch geldschte juristische Person mangels Handlungsfahigkeit
keine Bescheide mehr wirksam erlassen werden kénnen. Eine Zustellung etwa an den friiheren
Geschaftsfuhrer ware unwirksam (OGH 28.6.2007, 3 Ob 113/07z).
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Eine Entscheidung Uber die Beschwerde kdnnte durch das BFG im gegenstandlichen Verfahren
daher nicht mehr zugestellt werden. Die Masseverwalterin, die nach Konkurseroffnung tber
das Vermogen der Bf. die Beschwerde eingebracht hatte, wurde mit Aufhebung des Konkurses
am 20.06.2016 ihres Amtes enthoben und der rechtsfreundliche Vertreter, der am 19.07.2016
den Vorlageantrag eingebracht hat, vertritt die gel6schte GmbH nach Léschung derselben nicht
mehr. Eine andere Person, der ein Beschluss oder Erkenntnis in diesem Rechtsmittelverfahren
zugestellt werden kann, existiert nicht.

B/2. In seinem Erkenntnis vom 28.10.2014, Ro 2014/13/0035 zitierte der
Verwaltungsgerichtshof einleitend seinen Beschluss vom 20.9.1995 (VwGH

20.9.1995, 95/13/0068), in dem er aussprach, dass der Fortbestand der Rechtssubjektivitat
einer wegen Vermogenslosigkeit von Amts wegen geldschten GmbH bejaht werde, "solange
noch ein Abwicklungsbedarf besteht, was dann der Fall ist, wenn Abgabenverbindlichkeiten
einer solchen Gesellschaft bescheidmalig festzusetzen sind". Der VwWGH merkte ausdriicklich
an, dass sich diese Aussage nicht auf die Erledigung eines Berufungsverfahrens bezog.

Weiters verwies er auf seine Entscheidung vom 24.2.2011, wonach zu priifen ist, ob sich auf
Grund des vorliegenden Rechtsstreits nachtraglich ein abwickelbares Vermogen der
Beschwerdefiihrerin ergeben kdnnte, sodass die Rechtspersonlichkeit der Kérperschaft
insoweit als fortdauernd anzusehen ware (VWGH 24.2.2011, 2007/15/0112).

Im vorliegenden Fall besteht kein Abwicklungsbedarf durch Fortfiihrung des
Beschwerdeverfahrens, weil die geldschte GmbH die vorgeschriebene Umsatz- und
Korperschaftsteuer nicht entrichtet hat und daher selbst im Falle einer Stattgabe der
Beschwerde kein Aktivvermogen entstiinde, da der gesamte Abgabenriickstand auf dem Konto
der geloschten GmbH aushaftet.

Die im Firmenbuch gel6schte und vermdgenslose GmbH ist damit vollbeendet. Somit besteht
nach der hochstgerichtlichen Rechtsprechung kein Anlass zur Bestellung eines Kurators
gemaR § 82 Abs 2 BAO (VwGH 28.10.2014, Ro 2014/13/0035).

Eine Zustellung etwa an den frilheren Geschéftsfiihrer ware unwirksam (OGH 28.6.2007, 3 Ob
113/07z; UFS 25.7.2007, RV/0792-W/05; UFS 23.5.2011, RV/2748-W/09; BFG 24.9.2018,
RV/5100245/2013; BFG 29.1.2019, RV/7102903/2013 u.a.).

Eine Entscheidung lber die Beschwerde kann durch das Gericht im gegenstandlichen
Verfahren daher nicht mehr zugestellt werden.

Der steuerliche Vertreter, der namens der Bf. den Vorlageantrag eingebracht hatte, vertritt die
geldschte GmbH nach Loschung derselben nicht mehr. Eine andere Person, der ein Beschluss
oder Erkenntnis in diesem Rechtsmittelverfahren zugestellt werden kann, besteht auf Grund
der vorstehenden Ausfiihrungen nicht.
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Wegen der fehlenden Méglichkeit, der Bf. eine Rechtsmittelentscheidung zuzustellen, kann
eine solche durch das BFG auch nicht wirksam erlassen werden (siehe auch VWGH
28.10.2014, Ro 2014/13/0035).

Das Beschwerdeverfahren ist daher einzustellen. Diese Einstellung durch das
Bundesfinanzgericht hatte mittels Beschluss zu erfolgen (VWGH 28.10.2014, Ro 2014/13/0035)
und ergeht dieser mangels Zustellungsmoglichkeit an die Bf. nur an die Amtspartei (BFG
28.04.2014, RV/7103101/2012).

GemaR § 274 Abs. 3Z 2 BAO iVm § 272 Abs. 5 BAO konnte von der beantragten mindlichen
Verhandlung abgesehen werden (siehe Ritz/Koran BAO’ zu § 274 Rz
11; Althuber/Tanzer/Unger, BAO Handbuch, § 274, 762).

Zul3ssigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Zur gegenstandlichen Rechtsfrage existiert eindeutige hochstgerichtliche Rechtsprechung, auf
die sich der gegenstandliche Beschluss stiitzt. Aus diesem Grund ist die Revision nicht

zuzulassen.

Wien, am 4. Oktober 2023

5von5



	Begründung
	Zulässigkeit einer Revision


